
Für mehr Akzeptanz der Windenergie plant Wirtschaftsminister Altmaier ein neues Beteiligungsmodell 
für Kommunen. Die Branche hält wenig davon und bringt Alternativen ins Gespräch. 

Die Windenergie hat ein Akzep­
tanzproblem: Über 1 000 Bürger­
initiativen kämpfen gegen neue 

Anlagen. Damit wankt eine wichtige 
Säule der deutschen Energiewende. 

Dass nicht mehr Abstand zwischen 
Häusern und Windparks, dafür aber 
eine finanzielle Beteiligung der An­
wohner für Abhilfe sorgt, ist selbst 
in der Regierung angekommen: Schon 
im Koalitionsvertrag haben CDU/CSU 
und SPD eine stärkere Beteiligung der 
Standortgemeinden beschlossen. 

Windparks: So funktioniert 
die faire Beteiligung

Kritiker werfen ein, dass Altmaier 
sich mit diesem Vorschlag „das Wohl­
wollen der Öffentlichkeit erkaufen“ 
wolle. Ähnliche Kritik gab es auch 
schon beim Vorschlag der SPD zu ei­
nem „Windbürgergeld“ Anfang des 
Jahres. „Intransparente Geldgeschenke 
an die Kommunen sollen das Allheil­
mittel der lokalen Teilhabe an Wind­
parks werden. Die direkte Beteiligung 
der Menschen vor Ort wird hingegen 
ausgebremst“, kritisiert beispielsweise 
Josef Baur, Gründer des Münchner 

Bundeswirtschaftsminister Peter Alt­
maier will das jetzt gesetzlich regeln. 
Nach dem Ende August veröffentlich­
ten Referentenentwurf zum Erneuerba­
re-Energien-Gesetz (EEG 2021) sollen 
Betreiber neuer Windenergieanlagen, 
die ab 2021 einen Zuschlag erhalten, 
0,2 ct/kWh der erzeugten Strommenge 
an die Standortgemeinde zahlen. Opti­
onal sollen sie einen Bürgerstromtarif 
anbieten. Kommen 80  Stromlieferver­
träge zustande, soll die Abgabe an die 
Kommune auf 0,1 ct/kWh sinken. 

Die Akzeptanz für 
Windparks steigt, 

wenn die Anwohner 
beteiligt werden. 
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Dienstleisters eueco und Experte für 
Bürgerbeteiligungen.

KEINE ECHTE BETEILIGUNG
Auch nach Ansicht des Bündnisses Bür­
gerenergie und des Deutschen Genos­
senschafts- und Raiffeisenverbandes 
bedeuten die Vorschläge keine echte Be­
teiligung und sorgen damit nicht für 
mehr Akzeptanz, da keine „tieferge­
hende Identifikation mit den Projek­
ten“ erreicht werde. Zudem könnten 
die Zahlungen in den Kommunalhaus­
halten verschwinden und die Wert­
schöpfung durch die Windparks nicht 
sichtbar werden. 

Zudem dürfe sich diese Form der Be­
teiligung nicht allein auf die Standort­
kommune beziehen, sondern müsse in 
einem gewissen Umkreis erfolgen. „An­
dernfalls würde dies direkte Anwohner 
von Nachbarkommunen ausschließen, 
die ebenfalls im Wirkungsbereich der 
Windanlagen leben“, befürchtet Nina 
Herff vom Landesverband Erneuerbare 
Energien in Nordrhein-Westfalen. 

STROM MUSS GÜNSTIGER SEIN
Umstritten ist auch Altmaiers „Bürger­
stromtarif“. Denn die Verbraucher wer­
den nur zum Wechsel angeregt, wenn 
der Strom deutlich günstiger als der 
sonst übliche Tarif ist. „Dafür müssen 
die Anlagenbetreiber den Tarif aber 
subventionieren“, sagt Heinz Thier, Ge­
schäftsführer der Gesellschaft „Bäuerli­
che Bürgerwindparks“ (BBWind) aus 
Münster, einer Tochter des Westfälisch-
Lippischen Landwirtschaftsverbandes. 
„Altmaiers Vorschlag ist viel zu kom­
plex und mit hohem finanziellem Auf­
wand verbunden. Es besteht die Gefahr, 
dass hier wie bei der Mieterstromrege­
lung ein sinnvoller Ansatz für die Pra­
xis bürokratisch blockiert wird“, er­
gänzt Wolfram Axthelm, Geschäftsfüh­
rer des Bundesverbandes Windenergie. 

Die WestfalenWind-Gruppe aus Pa­
derborn bietet seit 2014 Stromtarife an, 
die teilweise 30 % günstiger sind als die 
des örtlichen Grundversorgers. „Ak­
zeptanzsteigernd könnte wirken, wenn 
der Staat den Verbrauchern die Strom­
steuer von 2 ct/kWh erlassen würde, 
wenn sie einen regionalen Grünstrom­
tarif wählen“, sagt WestfalenWind-
Gründer Johannes Lackmann. 

FAIRE BETEILIGUNG
Viele Studien und Befragungen zeigen, 
dass die Zustimmung zu neuen Anlagen 
nur bei fair empfundenen Projekten 
hoch ist: Die Bürger wollen an den Pla­

•	 Sie können indirekt über ein Bank­
produkt beteiligt werden, z. B. über ei­
nen Sparbrief. Hier kooperieren Bank 
und Betreibergesellschaft. 
•	 Bürger können sich direkt als Geld­
geber und Eigentümer beteiligen, z. B. 
als Kommanditist einer GmbH & Co. 
KG oder als Genosse. 

Die indirekten Varianten haben den 
Nachteil, dass die Bürger kein unter­
nehmerisches Mitspracherecht haben. 
Dafür ist das Risiko für sie geringer. 

Doch nicht bei jeder Beteiligung geht 
es den Projektierern um eine echte Teil­
habe der Bürger, hat eueco in einer 
Umfrage unter rund 320 Bürgerbeteili­
gungsprojekten erfahren: 
•	 Projektgesellschaften streben mit dem 
Angebot vor allem Akzeptanz vor Ort 

SCHNELL GELESEN

Das Wirtschaftsministerium� will Wind­
parkbetreiber verpflichten, einen Teil 
der Einspeisevergütung an die Standort­
gemeinde abzutreten.

Diese Art der Beteiligung �ist vielen Kri­
tikern zu pauschal, weil die Bürger direkt 
keinen Vorteil von den Windrädern haben. 

Als Alternative �haben sich in der 
Praxis verschiedene Beteiligungsmodelle 
bewährt. 

Spezielle Siegel �zeichnen besonders 
faire Anbieter von Beteiligungen aus. 

Neue Vorschläge �sind der Eigenver­
brauch in einer Gemeinschaft oder das 
Luftraummodell, bei dem Gemeinden 
Lizenzen vergeben. 

nungen und auch am Gewinn der 
Windparks beteiligt werden.

Besonders erfolgreich war das Mo­
dell bei lokal ausgerichteten Bürger­
energiegesellschaften. Doch gerade die­
se sind aufgrund politischer Rahmenbe­
dingungen seit dem Jahr 2017 stark ins 
Hintertreffen geraten. Grund ist vor al­
lem die Einführung des Ausschrei­
bungsverfahrens. Bei diesem erhalten 
die Anlagenbetreiber keine gesetzlich 
festgelegte Einspeisevergütung nach 
dem EEG mehr, sondern müssen sich in 
einer Art Auktion um eine Vergütung 
bewerben. 

Das führt zu mehr Risiko, wie die 
Agentur für Erneuerbare Energien er­
läutert: „Während des Genehmigungs- 
und Ausschreibungsprozesses fallen 
hohe Gebühren an, der Personal- und 
Zeitaufwand ist hoch. Die Ausga­
ben bekommen Bürgerenergiegenossen­
schaften nicht zurückerstattet, wenn sie 
die Ausschreibung nicht gewinnen.“ 
Selbst mit Zuschlag können oft noch 
Jahre vergehen, bis eine Genossenschaft 
wirklich Geld verdient. Darum werden 
größere Projektgesellschaften, die das 
Risiko auf mehrere Windparks streuen 
können, mit dem Ausschreibungssys­
tem begünstigt. Und wenn Projektierer 
freiwillig eine Beteiligung anbieten und 
möglichst viele Bürger einbinden wol­
len, erhöht das den Aufwand und die 
Kosten. Damit könnten sie im Wettbe­
werb mit anderen Unternehmen bei der 
Ausschreibung benachteiligt sein. 

Statt einer pauschalen Zahlung an 
die Kommune hat sich die direkte oder 
indirekte Beteiligung der Bürger selbst 
als erfolgreich erwiesen: 
•	 Bürger können passiv über Nach­
rangdarlehen beteiligt sein. 

◁ Die BBWind 
aus Münster hat 
gute Erfahrung mit 
einem konkreten 
„Nachbarschafts-
geld“ gemacht. F
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SO PROFITIERT DIE REGION VON EINEM WINDPARK
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an. Außerdem erhoffen sich 85 % der 
Befragten einen Wettbewerbsvorteil ge­
genüber anderen Projektierern. Das Be­
schaffen von Eigenkapital steht dage­
gen im Hintergrund. 
•	 Energieversorger wie regionale Stadt­
werke wollen auch Akzeptanz, aber ge­
nauso erhoffen sie sich mit der Bürger­
beteiligung einen Imagegewinn (81 %) 
und eine Kundenbindung (63 %). 
•	 Bürgerwindparks und Energiegenos­
senschaften beschaffen sich mit der Be­
teiligung Eigenkapital für die Projektfi­
nanzierung (95 %) und regionale Wert­
schöpfung (88 %). Akzeptanz ist eher 
ein Nebeneffekt. 

Auch die Thüringer Energie- und 
GreenTech-Agentur hat große Unter­
schiede bei der Art der Beteiligung fest­
gestellt. Häufig kommen nur 10 % der 
Betreiber von Windparks aus dem 
Bundesland, sodass viele Gemeinden 
wenig von den Projekten profitieren. 
Darum hat die Agentur das Siegel 
„Partner für faire Windenergie“ initi­
iert. Ausgezeichnet werden damit für je­
weils ein Jahr Unternehmen, die sich 
stark für Transparenz und Beteiligung 
von Bürgern und Kommunen einsetzen. 
In Schleswig-Holstein können Unter­

nehmen das Siegel „Faire Windparkpla­
ner“ beantragen. Sachverständige be­
werten dabei u. a. den Planungsprozess, 
die Verträge, die finanzielle Beteiligung 
und die regionale Wertschöpfung.

IDEE ENERGIEGEMEINSCHAFT
Als Alternative zur Bürgerbeteiligung 
schlagen das Bündnis Bürgerenergie 
und der Deutsche Genossenschafts- 
und Raiffeisenverband das „Energy 
Sharing“ vor. Dieses Instrument soll 

nach der neuen Europäischen Erneuer­
bare-Energien-Richtlinie (RED II) mög­
lich werden, die Deutschland bis 2021 
umsetzen muss. Grundlage dafür sind 
Gemeinschaften wie Genossenschaften, 
Vereine oder eine GmbH. Die Mitglie­
der erhalten das Recht, erneuerbare 
Energie, die ihre eigenen Anlagen pro­
duzieren, gemeinsam nutzen zu dürfen. 
Die Gemeinschaft beschafft fehlende 
Restmengen und verkauft den eigenen 
Überschuss. Das ist heute in Deutsch­

◁ Windparks 
werden oft 
von überregionalen 
Projektgesellschaf- 
ten errichtet und 
anschließend 
verkauft. F
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△ Die Grafik zeigt die Wertschöpfungskette, die bei einem Windpark möglich ist. Vor allem die Region (dunkle Pfeile) kann dabei profitieren.
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land rechtlich noch nicht möglich, da 
der Strom aus erneuerbaren Energien 
laut EEG immer an der Strombörse 
vermarktet werden muss. „Mit dem 
Modell lässt sich die lokale Akzep­
tanz von Windenergieprojekten stär­
ken. Die Anwohner können sich am 
Park beteiligen – und günstigen Öko­
strom direkt aus den Anlagen erhal­
ten“, erklärt Marcel Keiffenheim, 
Leiter Politik und Kommunikation 
bei Greenpeace Energy eG.

DAS LUFTRAUMMODELL
Ein anderer Vorschlag kommt von 
der BBWind. „Akzeptanzprobleme 
kommen primär aus Regionen, die fi ­
nanziell von Projektierern ausgebeu­
tet werden“, erklärt Geschäftsführer 
Thier. Dabei verbleibt in der Stand­
ortkommune so gut wie keine Wert­
schöpfung. Dadurch ist auch die Ge­
werbesteuer gering. Überhöhte Pach­
ten für die Grundstücke lösen zudem 
Neid in den Dörfern aus. Die BBWind 
schlägt als Alternative ein „Luft­
raummodell“ vor. Bei diesem verge­
ben Kommunen als eine Art Lizenz 
eine „Luftraumkonzession“ für die 
Windenergienutzung. Damit würde 
ein Windparkbetreiber nicht nur ei­
nen Nutzungsvertrag für das Grund­
stück, sondern auch das Recht benö­
tigen, den Luftraum in einer Ge­
meinde für die Windenergie nutzen 
zu dürfen. „Bei der Vergabe der Kon­
zession sollten die Gemeinden dann 
bewerten, inwieweit die Bewerber lo­
kale Beteiligungskonzepte verwirkli­
chen“, erklärt Thier. 

Für sinnvoll hält er zum Beispiel, 
wenn mehr als die Hälfte der Anla­
gen im geplanten Park von Bürgern 
vor Ort betrieben werden. Zudem 
sollten  direkte Windparkanwohner 
ein  jährlich gestaffeltes „Nachbar­
schaftsgeld“ in Höhe von 2 % des 
Umsatzerlöses erhalten. „Wir haben 
seit Jahren gute Erfahrungen mit dem 
Nachbarschaftsgeld gemacht“, sagt 
Thier. Das habe die Akzeptanz in der 
unmittelbaren Nachbarschaft stark 
gesteigert. Anders, als kritische Stim­
men äußern, werde diese Zahlung 
nicht als „Schweigegeld“ empfunden, 
sondern als Baustein einer fairen 
Wertschöpfungskette. 

Außerdem regt die BBWind eine 
Änderung beim Gewerbesteuerauf­
kommen an. Bislang gilt, dass 70 % 
der Steuern an die Gemeinde fl ießen, 
in der der Windpark steht. Den Rest 
bekommt die Gemeinde, die Sitz der 

BETEILIGUNGSMODELLE

So sieht es in den 
 Regionen aus

In Deutschland gibt es regionale Un­
terschiede bei der Beteiligung. In 
Schleswig­Holstein und Niedersach­
sen haben sich eher Kommanditmo­
delle durchgesetzt. In Hessen und 
Rheinland­Pfalz dominieren Genos­
senschaftsmodelle, in Ostdeutschland 
sind es die Nachrangdarlehen. Meck­
lenburg­Vorpommern hat als einziges 
Bundesland ein Bürger­ und Gemein­
debeteiligungsgesetz. Danach müssen 
Anwohner und Kommunen in einem 
Radius von 5 km rund um einen 
neuen Windpark die Möglichkeit ha­
ben, sich zu beteiligen. Hierfür gibt 
das Gesetz vier Möglichkeiten vor: 
• den Verkauf von mindestens 20 % 
der Geschäftsanteile, 
• einen Sparbrief oder eine Festgeld­
anlage einer lokalen Bank, 
• eine passive Beteiligung wie das 
Absenken des lokalen Stromtarifs, 
• eine jährliche Ausgleichszahlung an 
die Gemeinde in Abhängigkeit von 
der Stromproduktion. 

Das Gesetz ist umstritten. Denn es 
benachteiligt nicht nur Projektierer 
im bundesweiten Wettbewerb bei der 
Ausschreibung, sondern auch die 
Windenergie gegenüber anderen Bau­
vorhaben wie Solarparks oder Bio­
gasanlagen. Da bis heute noch kein 
Windpark unter dem neuen Gesetz 
entstanden ist, lässt sich auch noch 
nicht bewerten, inwiefern es zur Ak­
zeptanzsteigerung beiträgt. 

Betreibergesellschaft ist. Die BBWind 
regt an, dass die Windparkgemeinde 
nicht nur 70 % des Steueraufkom­
mens der Betreibergesellschaft in der 
Betriebsphase erhält, sondern auch 
die Gewerbesteuer aus dem Verkauf 
von Projektierungsrechten oder gan­
zen Windparks. Denn die klassischen 
Projektierer betreiben die Windener­
gieanlagen meist nicht selbst, viele 
veräußern diese an anonyme Fonds­
gesellschaften. Damit würden Wind­
parks teilweise mehrfach verkauft 
und erwirtschafteten in der Betriebs­
phase keine nennenswerten Gewinne 
und somit auch nur sehr niedrige Ge­
werbesteuern.
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